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Karlsruhe (ew). Karlsruher Hochschul
lehrer verbuchen einen geballten Erfolg
beim  Wettbewerb  um  den  Landeslehr
preis 2021: Von insgesamt fünf Auszeich
nungen gehen drei nach Karlsruhe. 

MathematikProfessor  Sebastian
Wartha erhält den Landeslehrpreis der
Pädagogischen  Hochschulen  (PH)  für
seine Veranstaltung „Zahlen und Opera
tionen 2“ an der PH Karlsruhe.  In der
Sparte  Kunst  und  Musikhochschulen
siegte  Thomas  Rustemeyer  von  der
Hochschule für Gestaltung (HfG) Karls
ruhe  mit  seinem  Projekt  „Open  Cam
pus“.

Kay Berkling ist Professor an der Dua
len  Hochschule  BadenWürttemberg
(DHBW) am Standort Karlsruhe – er er
hielt den Landeslehrpreis für ein digita
les Netzwerk,  in dem sich Studierende
kurs  und  jahrgangsübergreifend  aus
tauschen können. Jeder der Hochschul
lehrer erhält 50.000 Euro Preisgeld.

Wissenschaftsministerin  Theresia
Bauer lobte die „innovativen und kreati
ven Ansätze“ der Preisträger. Sie reprä
sentierten  all  die  Hochschullehrer  die
täglich ihre Studenten begeistern.

In der Sparte Universitäten siegte ein
Team aus Konstanz und von der Musik
hochschule  Trossingen,  in  der  Sparte
Hochschulen  für  Angewandte  Wissen
schaften geht der Preis an Michael Roth
aus NürtingenGeislingen.

Drei Lehrpreise

für Karlsruhe

Stuttgart. Nach 25 Minuten Lob für die
Arbeit der Realschule wird deutlich, dass
Kultusministerin  Theresa  Schopper
(Grüne)  nicht  nur  loben,  sondern  auch
Zähne zeigen kann. Der Anlass für den
Unmut  der  Ministerin  ist  die  bei  den
Lehrerverbänden  kochende  Debatte
über die Zusammenlegung der Referate
Realschule und Gemeinschaftsschule im
Kultusministerium, vor allem, wenn An
gehörige  des  Ministeriums  namentlich
und öffentlich ins Visier von Kritik oder
Mutmaßungen  geraten.  „Dass  diese  in
den Zeitungen ihren Namen lesen müs
sen, da sind Grenzen überschritten“, so
eine verärgerte Ministerin auf dem on
line abgehaltenen Realschultag des „Ver
bandes Bildung und Erziehung (VBE)“. 

Als politisch Verantwortliche stelle sie
sich jederzeit der Kritik, aber „so etwas
hat mich geärgert“. Die Debatte der ver
gangenen  Wochen  nennt  sie  eine  „bro
delnde  Gerüchteküche“.  Die  Umstruk
turierungen  seien  ausschließlich  dem
Auftrag der Regierung geschuldet, Dop
pelstrukturen zu vermeiden, betont die
Ministerin. Kritiker aus den Lehrerver
bänden befürchteten einen Schub Rich
tung „Einheitsschule“.

Mehr gibt es von Schopper nicht zu die
sem Thema, dafür Streicheleinheiten für
die Realschule: „Sie ist wichtig und ele
mentar“, so Schopper, sie bereite  junge
Menschen darauf vor, wie man den wei
teren Schritt ins Leben geht. Dass 35 Pro
zent eines Schülerjahrgangs auf die 480
Realschulen im Land wechselten, sei ein
Beleg dafür. „Auch die Arbeitgeber stel
len  den  Realschulen  immer  wieder  ein
positives Zeugnis aus.“ Doch Bildung sei
kein  starres  Konstrukt,  auch  die  Real
schulen müssten dazu ihren Beitrag leis
ten.  Die  Heterogenität  ihrer  Schüler
schaft sei eine Herausforderung.

Schopper  spielt  auf  den  Auftrag  aus
dem  grünschwarzen  Koalitionsvertrag
an.  Dort  steht:  „Der  wissenschaftliche
Beirat  soll  das  Realschulkonzept  (…)
evaluieren  mit  dem  Ziel,  an  der  Real
schule die Defizite zu beheben und die

Qualität zu stärken.“ Der Hintergrund:
Der  Unterricht  in  den  Klassen  7  bis  9
muss seit 2016 auf zweierlei Niveaus er
folgen,  wenn  Nachfrage  besteht.  Auch
müssen  die  Realschulen  den  Haupt
schulabschluss anbieten. In den Klassen
5  und  6,  der  Orientierungsstufe,  wird
aber  ausschließlich  im  „mittleren“  Ni
veau unterrichtet, nicht auch im „grund
legenden“. Aus der Lehrerschaft kommt
Kritik an diesem System. Vor allem der
Unterricht  auf  zwei  NiveauEbenen  in
einer Klasse sei kaum zu leisten, so ein
Vorwurf. „Das stellt einige Realschulen
vor Herausforderungen“, räumt Schop
per ein. Bei den Koalitionsverhandlun
gen sei um diese Passage „gerungen wor
den“. Es gehe nicht darum, „Realschulen
ein  schlechtes  Zeugnis  auszustellen“,
sondern darum, „Lösungen zu finden“.

Bei  einer  Podiumsdiskussion  mit  den

bildungspolitischen Sprechern von Grü
nen, CDU, SPD und FDP im Landtag – die
alle die Realschule würdigen – betont der
stellvertretende  VBEVorsitzende  Dirk
Lederle  die  Problematik  der  Orientie
rungsstufe,  nämlich  die  Überforderung
vieler Kinder. „Wir sehen ein systemati
sches Abwatschen der Kinder über zwei
Jahre hinweg.“ Er plädiert für eine Ver
kürzung  auf  ein  Jahr.  Die  Realschulen
müssten sich wieder auf ihre Kernkom
petenz konzentrieren können, den Real
schulabschluss.  Der  Hauptschulab
schluss an der Realschule könne nur eine
Ausnahme sein, wenn es keine Alternati
ve vor Ort gebe. Die beiden Vertreter der
Regierungsparteien,  Alexander  Becker
(CDU,  Rastatt)  und  Thomas  Poreski
(Grüne,  Reutlingen)  deuten  Bewegung
bei der Orientierungsstufe an. „Wir brau
chen eine differenzierte Lösung“, so Be

cker, auch Verbundschulen aus Realschu
len und Werkrealschulen vor Ort seien zu
prüfen. Ob eine Verkürzung eine Lösung
sei, müsse man sich erst einmal anschau
en, sagt Poreski. Er halte es für überle
genswert,  in  einzelnen  Fächern  unter
schiedliche NiveauEbenen einzuführen.

Der  FDPAbgeordnete  Timm  Kern
(Freudenstadt) betont: „Die Abschaffung
der  verbindlichen  Grundschulempfeh
lung war ein schwerer Fehler.“ Dass man
diese gestrichen habe, ohne etwas ande
res  an  die  Stelle  zu  setzen,  nennt  auch
Christdemokrat Becker einen Fehler. So
weit  geht  GrünenPolitiker  Poreski
nicht, eine „bessere Beratung“ für die El
tern sei aber sicherlich hilfreich. Katrin
SteinhülbJoos (SPD, Stuttgart) fordert
den Blick auf die Qualität aller Schular
ten  zu  richten  und  eine  Offensive  für
mehr Lehrkräfte.

Zufrieden mit dem Angebot: Für Kultusministerin Theresa Schopper sind die Realschulen im Land „wichtig und elementar“. 35 Prozent
eines Jahrgangs wechseln auf diese weiterführende Schulform. Foto: Bernd Weißbrod/dpa

Von unserem Korrespondenten
Theo Westermann

Beim Realschullehrertag zeigt sich die Kultusministerin überzeugt vom Konzept

Schopper lobt die Realschule

„
Auch die Arbeitgeber

stellen den Realschulen ein
positives Zeugnis aus.

Theresa Schopper
Kultusministerin

Ludwigsburg. Das  Blühende  Barock
mit  Märchengarten  in  Ludwigsburg  ist
der  wohl  bekannteste  Schlosspark  im
Land. Das 20 Hektar große Gelände des
„BlüBa“ ist zugleich die größte Grünflä
che in der Innenstadt. Anderswo können
Stadtbewohner kostenfrei in ihren Park:
So ist etwa der mit großem Aufwand ge
staltete Stuttgarter KillesbergPark mit
seinen 50 Hektar frei zugänglich. In der
Barockstadt dagegen zahlen die Bürge
rinnen und Bürger zehn Euro für eine Ta
ges und 35 Euro für eine Dauerkarte. Ei
ne  Familie  mit  zwei  Kindern  kostet  es 
100 Euro im Jahr, wenn sie regelmäßig in
der historischen Gartenanlage spazieren
gehen möchte.

Anlage ist auch 
auf Umsatz angelegt

Das  „BlüBa“  ist  eine  einzigartige  ge
meinnützige Gesellschaft, die vom Land
und von der Stadt zu gleichen Teilen ge
tragen wird. Der Park dient nicht nur zur
Naherholung, sondern ist auch auf Um
satz angelegt: Im VorCoronaJahr 2019
lag  der  Umsatzerlös  bei  5,4  Millionen
Euro. Das  ist  seit 2015 eine Steigerung
von  mehr  als  einer  Million  Euro.  Die
Zahlen  stammen  vom  Finanzministeri
um als Kostenverwalter des Landes. Um
satzbringer sind mehr und mehr Sonder
veranstaltungen  wie  die  Kürbisaus
stellung,  die  Sandkunst,  das  Straßen
musikfestival  oder  die  Leuchtenden
Traumpfade, die Tausende Besucher zu
sätzlich anziehen.

Wegen  der  Kommerzialisierung  war
das  „BlüBa“  von  den  coronabedingten
Schließungen besonders stark betroffen:
2020 mussten Stadt und Land wegen feh
lender  Einnahmen  bei  den  Kartenver
käufen jeweils 300.000 Euro zuschießen.
2021 wird es nach Angaben der Stadtver

waltung ein ähnlich hoher Betrag wer
den. Für nächstes Jahr hat Ludwigsburg
einen  weiteren  Fehlbetrag  von  400.000
Euro  eingeplant.  Den  gleichen  Betrag
hält das Land in Reserve.

Das  Finanzministerium  ist  auch  Kos
tenträger der anderen acht historischen
Parkanlagen,  die  im  Besitz  des  Landes
und bis auf zwei Ausnahmen kostenfrei
zugänglich  sind.  Gärtnerisch  werden
kleinere Brötchen gebacken: 2019 betru
gen die Ausgaben aus dem Landeshaus
halt laut Finanzministerium etwa 2,5 Mil
lionen Euro inklusive Investitionen – für
alle acht Anlagen. Die Gärten in Schwet
zingen im RheinNeckarKreis und Wei
kersheim  im  MainTauberKreis  kosten
Eintritt, der die Schlossbesichtigung ein

Bundesgartenschau  17,4  Hektar  Grün
flächen dauerhaft hinzugewonnen – ein
schließlich der Wasserflächen des Karls
sees  und  Floßhafens,  sechs  Spiel  und
Sportanlagen sowie 1,5 Kilometer Ufer
landschaften am Neckar. Für die weitere
Pflege hat die Stadt sieben neue Stellen
geschaffen. Darüber hinaus hat die Stadt
Investitionen  für  die  Beschaffung  not
wendiger Fahrzeuge, Maschinen und Ge
räte in Höhe von 115.000 Euro sowie jähr
liche zusätzliche Betriebsmittel in Höhe
von 155.000 Euro bewilligt.

Auf die Frage, ob der Gemeinderat je
mals Eintrittsgeld für die Zeit nach der
Bundesgartenschau in Betracht gezogen
habe, antwortet die Rathaussprecherin:
„Nein, niemals.“

schließt. In Ludwigsburg kostet das 8,50
Euro extra (Familienticket 21,30 Euro).

Grundsätzlich müssen die Kommunen
für die Kosten der Pflege ihrer Parkanla
gen ohne Unterstützung des Landes auf
kommen. Volker Schirner leitet das Gar
ten, Friedhofs und Forstamt der Stadt
Stuttgart. Er sagt mit Stolz: „Im Schnitt
erreicht  jeder  Einwohner  fußläufig  in
250 Metern eine Grünanlage.“ Dazu zäh
len neben dem Killesberg der Kurpark in
Cannstatt, das Grüne U und die Karlshö
he.  Da  die  Innenstadt  von  Luftver
schmutzung und im Sommer von Hitze
belastet ist, seien die Baum und Pflan
zenpflege ein hohes Gut, sagt Schirner.

Die Stadt Heilbronn hat nach Informa
tionen  aus  dem  Rathaus  2019  mit  der

Farbenfrohe Vielfalt: Das Blühende Barock in Ludwigsburg mit seinem Märchengarten ist ein beliebtes Ausflugsziel. Um in der größten
Grünfläche der Innenstadt zu spazieren, braucht man jedoch eine Eintrittskarte. Foto: Christoph Schmidt/dpa

Von unserem Mitarbeiter
Uwe Roth

Zugang gibt es nur gegen Geld
Mit Tages oder Dauerkarte: In Ludwigsburg kostet Naherholung in der Stadt Eintritt 

Emmendingen (dpa). Nach einem töd
lichen  Unfall  auf  der  Autobahn  5  bei
Freiburg hat das Amtsgericht Emmen
dingen  einen  70Jährigen  zu  einer
Bewährungsstrafe von einem Jahr ver
urteilt. Der Mann habe sich der fahrläs
sigen Tötung in Tateinheit mit vorsätz
licher Gefährdung des Straßenverkehrs
schuldig gemacht, teilte der Vorsitzen
de  Richter  Stefan  Lennig  am  Montag
mit.  Das  Urteil  ist  noch  nicht  rechts
kräftig.

Gericht spricht
Mann nach Unfall schuldig
Die  Staatsanwaltschaft  hatte  dem

Angeklagten vorgeworfen, im Juni 2020
bei  zähfließendem  Verkehr  zwischen
der Anschlussstelle FreiburgNord und
Teningen  mehrfach  die  Fahrspur  ge
wechselt  zu  haben  und  dabei  immer
wieder in die Nähe einer Gruppe Motor
radfahrer gekommen zu sein. Einen Bi
ker  habe  er  zunächst  leicht  berührt.
Später sei er derart mit ihm zusammen
gestoßen,  dass  der  Motorradfahrer
stürzte. Der Mann starb etwa zwei Mo
nate später im Krankenhaus.

An bloß einem Verhandlungstag ver
nahm  das  Gericht  mehrere  Zeugen.
„Der  Angeklagte  hat  nur  im  Schluss
wort sein Bedauern zum Ausdruck ge
bracht  und  sonst  zum  Vorwurf  ge
schwiegen“, teilte Lennig mit. Der Un
fallverursacher  muss  der  Ehefrau  des
Getöteten 10.000 Euro zahlen. Weitere
5.000 Euro sollen an eine gemeinnützi
ge Einrichtung gehen.

Zudem  habe  das  Gericht  dem  Deut
schen die Fahrerlaubnis für sieben wei
tere  Monate  entzogen,  nachdem  ihm
selbige schon im September 2020 vor
läufig entzogen worden war. Die Vertei
digung hatte den Angaben zufolge eine
Verurteilung  nur  wegen  fahrlässiger
Tötung  gewollt  und  dass  der  Führer
schein  des  Mannes  herausgegeben
wird.

Fahrlässige
Tötung auf A5

Stuttgart (dpa). Die Schülerinnen und
Schüler  in BadenWürttemberg werden
auch künftig bundesweit mit als letztes
in die Sommerferien starten. Das Land
hält mindestens bis 2030 an seiner Rege
lung für die Sommerferien fest. Dies geht
aus einer von der Kultusministerkonfe
renz  beschlossenen  Übersicht  für  die
Jahre 2025 bis 2030 hervor, die der Deut
schen  PresseAgentur  vorlag.  Das  Kul
tusministerium  in  Stuttgart  bestätigte,
dass es bei der bisherigen Sommerferien
regelung bleibt.

Damit beginnen die Sommerferien im
Südwesten  weiterhin  immer  Ende  Juli
und dauern bis etwa Anfang oder Mitte
September.  Die  genauen  Ferientermine
lauten: 31. Juli bis 13. September (2025),
30. Juli bis 12. September (2026), 29. Juli
bis 11. September  (2027),  27.  Juli bis 9.
September (2028), 26. Juli bis 8. Septem
ber (2029) und 25. Juli bis 7. September
(2030).

Weiterhin späte

Sommerferien
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schneider
Hervorheben

schneider
Hervorheben


